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phinismus und Staatskirchentum gleichsetzen wie Frühliberalismus und Staatskir-
chen tum. 
Insgesamt ist das Buch Winters, auch wenn man manche Auffassungen nicht teilt, 
interessant und manche zu kurz gekommene Aspekte werden weitere Forschung 
anregen. 
München/Starnberg W o l f D. G r ü n e r 
Heinrich Strakosch, Privatrechtskodifikation und Staatsbildung in 
Österreich (1753—1811). 
Verlag R. Oldenbourg, München 1976, 92 S., brosch. DM 14,— (Österreich Archiv). 
Die österreichische Verfassungs- und Verwaltungsgeschichte entwickelte sich als 
Fortsetzung der österreichischen Reichsgeschichte während der Zeit der Republik 
vor 1938 zu einer bedeutenden historischen Disziplin, in deren Bereich die Unter-
suchung Strakoschs eingeordnet werden kann. In der Tat unterscheidet sich die 
österreichische Staatsbildung und die Entwicklung des öffentlichen Rechts in vie-
lem von den westlichen Nachbarländern nationalstaatlicher Prägung, eine beson-
dere Note erhält die vorliegende Arbeit aber erst durch die Einbeziehung der nach 
und nach erfolgenden Privatrechtskodifikation im alten Österreich, die noch heute 
als gültige Rechtsordnung im Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbuch (ABGB) ge-
geben ist. Vf. sieht das österreichische Privatrecht unter dem Aspekt des Ausbaus 
des österreichisdien Gesamtstaates, der habsburgischen Großmacht, aus der schon 
Prinz Eugen ein „totum" schaffen wollte. In vorzüglicher Weise charakterisiert 
Strakosch das Bestreben während der theresianischen und josephinischen Epoche, 
die Ambivalenz im Herrschaftsauftrag der habsburgischen Regenten als römische 
Kaiser und als Landesfürsten im Sinne des modernen Etatismus zu überwinden. 
Strakoschs Rechtsbegriff umfaßt den Gedanken der sozialen Kommunikation, mit 
seiner Rechtsideologie kennzeichnet er die Kompromißbereitschaft des Codex 
Theresianus zwischen lehnsrechtlich-landständischen Bindungen und einer Neu-
ordnung im Sinne der zentralistischen Staatsauffassung. Das Intermezzo Josephs IL, 
des Revolutionärs auf dem Throne Habsburgs, wird mit allen Auswüchsen seines 
aufklärerischen Stürmens und Drängens gut herausgearbeitet. Es ist wohl zu 
bedauern, daß bis heute eine moderne Biographie dieses Kaisers fehlt, in der seine 
dynamische Persönlichkeit voll gewürdigt wird! Aus zahlreichen Beispielen ergibt 
sich in der Darstellung des Vf.s ein sehr anschauliches Bild vom dauernden Vorprel-
len des Herrschers. Erst der überlegenen Konzilianz seines Bruders, Leopolds IL, war 
es zu verdanken, daß die Monarchie zu einer der Zeit entsprechenden Staatsform 
fand. Schließlich gelang es unter der maßgebenden Mitarbeit Franz von Zeillers, im 
Rahmen des Staatsabsolutismus ein von der öffentlichen Hand unabhängiges Pri-
vatrecht zu schaffen. Seine Normen wurden bereits 1808 für alle österreichischen 
Erbstaaten verbindlich. Vf. stellt die Behauptung auf, daß das im ABGB festge-
legte Privatrecht den „charakteristischen Neutralismus" des Staates in Öster-
reich (Zisleithanien) gegenüber den neu aufkommenden nationalistisch-demokra-
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tischen Bewegungen begründen half. Diese These verdient volle Zustimmung, denn 
bis zum Ende der Monarchie hat es in Zisleithanien im Rahmen des Bürgertums 
und der Unterschichten eine staatliche und eine staatsfreie Sphäre gegeben, bis die 
Epoche des liberalen Rechtsstaates um die Jahrhundertwende durch die soziale 
Revolution in Frage gestellt wurde. 
Fürth/Bay. H a r a l d B a c h m a n n 
Der österreichische Staatsrath (1760—1848). Eine geschichtliche Studie. Vorbereitet 
und begonnen von Dr. Carl Freiherrn von Hock, aus dessen literari-
schem Nachlasse fortgesetzt und vollendet von Dr. Herm. J gn. Bidermann. 
Verlag des Wissenschaftlichen Antiquariats H. Geyer, Wien 1972 (Unveränderter Nach-
druck der Ausgabe 1879) VIII u. 737 S., brosch. DM 88.—. 
Der hier anzuzeigende Neudruck über den österreichisdien Staatsrat zur Zeit 
Maria Theresias, Josephs IL, Leopolds IL und der nur noch österreichischen Kai-
ser Franz und Ferdinand gehört noch immer zu den klassischen Werken der In-
stitutionengeschichte für die habsburgische Donaumonarchie. Für die Einordnung 
dieses Buches und für seinen Wert als Quelle sollte man jedoch stets vor Augen 
haben: einmal den Zeitpunkt, zu dem diese Darstellung entstanden ist, zum ande-
ren den ursprünglichen Verfasser. 
In seinem Vorwort aus dem Jahre 1868 (Februar) schreibt Carl Freiherr von 
Hock: „Es ist kein Zweifel, der österreichische Staatsrath ist dem Untergange ge-
weiht und vielleicht wird sein Todesurteil verkündet, ehe diese Blätter veröffent-
licht werden. Er fällt, ein Opfer der Spaltung des Reiches in zwd Hälften, die 
eine durchgreifende Einheit der Verwaltung nicht mehr anerkennen, und nieder-
geworfen durch die Angriffe, die von den verschiedensten Seiten her gegen ihn 
erhoben wurden" (S. 1). 
Ziel der Arbeit Hocks, der selbst Mitglied des Staatsrates war, sollte es sein 
1. den Einfluß der Institution Staatsrat auf die Wirksamkeit der österreichisdien 
Staatsverwaltung nachzuweisen und 
2. den Vorteil aufzuzeigen, den die Aufrechterhaltung des Staatsrates für die 
Monarchie bedeuten würde. 
Die genannten Faktoren bedingen natürlich eine gewisse apologetische Tendenz, 
verfolgt der Verfasser hiermit doch einen ganz bestimmten Zweck. Zudem sah 
Hock eine direkte Kontinuität zwischen dem Staatsrate, dem er selbst angehörte, 
und dem älteren Staatsrat, der von 1760 bis zur Revolution von 1848 bestand, 
und dem Nachfolgeorgan der 1850er Jahre, dem Reichsraths-Collegium. Über die 
Frage der Kontinuitäten kam es dann in der älteren historischen Literatur zu 
Kontroversen. 
Maria Theresia war bei der Begründung eines Staatsrates 1760 von der Hoff-
nung ausgegangen, ein Koordinationsorgan für die Gesamtheit ihres Reiches zu 
schaffen, quasi als eine Regierungsinstitution: „Ich erwarte mit großem Verlangen 
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